
Dringliche Gemeinsame Resolution Nr. 1

der Fraktion sozialdemokratischer GewerkschafterInnen,
der Fraktion ÖAAB/Christliche Gewerkschafter,
der AUGE/UG - Alternative und Grüne GewerkschafterInnen/Unabhängige GewerkschafterInnen,
den Grünen Arbeitnehmern,
der Arbeitsgemeinschaft unabhängiger ArbeitnehmerInnen,
des Gewerkschaftlichen Linksblocks,
der Kommunistischen Gewerkschaftsinitiative-International und
der Bunten Demokratie für Alle

an die 167. Vollversammlung der Kammer für Arbeiter und Angestellte für Wien
am 14. November 2016

RECHTSTAATLICHKEIT ACHTEN – AUSNAHMEZUSTAND AUFHEBEN – 
OPPOSITIONELLE UND JOURNALISTiNNEN FREILASSEN

Seit dem Putschversuch vom 15. Juli 2016 geht die AKP-Regierung gezielt gegen Systemkritike-
rInnen vor. So wurde ein Ausnahmezustand ausgerufen, der es u.a. ermöglicht, alle Nachrichten 
zu kontrollieren, Versammlungen zu verbieten, Ausgangssperren zu verhängen und Festnahmen 
mit bis zu 30 Tage Polizeigewahrsam ohne Vorführung vor einem Haftrichter vorzunehmen.

Die türkische Regierung nutzt den gescheiterten Putschversuch, den wir als solches ebenfalls ab-
lehnen,  als  Vorwand,  um  Oppositionelle  und  Regierungskritiker  mundtot  zu  machen  und  das 
Mediensystem sowie die Gerichtsbarkeit unter ihre vollständige Kontrolle zu bringen.
Unter der Regie von Präsident Erdogan wird dabei seit Monaten mit Konsequenz vorgegangen:

 So kam es zu einer groß angelegten Auswechslung von Richtern und Staatsanwälten.
 Im Militär- und Polizeiapparat wurden Tausende verhaftet oder suspendiert.
 Tausende Beamte auf allen Verwaltungsebenen wurden entlassen.
 Dutzende Radiostationen und Fernsehsender,  Zeitungen,  Zeitschriften und Nachrichten-

agenturen wurden abgeschaltet und verboten.
 Hunderte JournalistInnen wurden verhaftet bzw. befinden sich noch in Polizeigewahrsam.
 Bereits mit dem ersten Dekret unter der Notstandsverordnung wurden über 2.000 Einrich-

tungen (insbesondere Schulen, gemeinnützige Einrichtungen, aber auch Gewerkschaften) 
geschlossen, die ein Naheverhältnis zur sog. Gülen-Bewegung haben sollen.

 Kritik am Präsidenten wurde zu einem verbrecherischen staatsfeindlichen Akt erklärt.

Dabei geht die AKP-Regierung nicht nur mit aller Härte gegen die Anhänger der Gülen-Bewegung 
vor, die unter Verdacht stehen, hinter dem Putschversuch zu stehen. Der bis Mitte Jänner verlän-
gerte und somit immer noch bestehende Ausnahmezustand wird auch dazu genutzt, insgesamt ge-
gen regierungskritische Oppositionelle, insbesondere auch KurdenvertreterInnen vorzugehen.

Dieser offene Angriff zeigte sich bereits in der Aufhebung der Immunität und Anklagen von Ab-
geordneten mehrerer oppositioneller Parlamentsfraktionen und gipfelte in Terrorvorwürfen und zu-
letzt Verhaftungen der Parteispitze und weiterer Abgeordneter der oppositionellen HDP.

Im Zuge des Ausnahmezustandes wird auch in Rechte der ArbeitnehmerInnen eingegriffen:



 Zahlreiche GewerkschaftsfunktionärInnen und -mitglieder wurden in den letzten Monaten 
unter der Notstandsverordnung verhaftet:  Gründe für die Verhaftung bleiben unbekannt, 
Kontakt zu AnwältInnen ist nicht möglich.

 19 Gewerkschaften, die der Gülen-Bewegung nahestehen, wurden verboten.
 Zehntausende öffentlich Bedienstete wurden suspendiert – unter dem Deckmantel der Not-

standsverordnung wurde dabei auch gegen GewerkschaftsfunktionärInnen vorgegangen.
 Kommunalen Beschäftigten, die streiken wollten, weil sie wegen Gewerkschaftsbeitritts ge-

kündigt worden waren, wurde dies untersagt – Verhaftungen folgten.

In den Anstrengungen, die Verfassung auf ein autokratisches Präsidialsystem umzubauen, stehen 
in der Türkei heute Grundpfeiler demokratischer Grundrechte und der Rechtsstaatlichkeit auf dem 
Spiel. Das ist ebenso inakzeptabel wie die Intentionen zur Wiedereinführung der Todesstrafe. Das 
alles geschieht in einem Land, das dem Europarat angehört, mit der Europäischen Union assozi-
iert ist und seit Jahren mit dieser in Beitrittsverhandlungen steht.

Die Vollversammlung der AK Wien verurteilt die Missachtung von Grundrechten und Eingrif-
fe in die Justiz ebenso wie die Kriminalisierung von Oppositionellen und JournalistInnen 
und das Vorgehen gegen die Meinungsfreiheit auf das Schärfste.

Planspiele zur Wiedereinführung der Todesstrafe sind für uns absolut inakzeptabel. Wer mit 
der Todesstrafe als legitimes Mittel der Strafgerichtsbarkeit kalkuliert, verspielt aus unserer 
Sicht den notwendigen Kredit für eine volle politische Einbindung in das Projekt der Euro-
päischen Integration.

Die Vollversammlung der AK fordert daher die österreichische Bundesregierung auf, bilate-
ral wie auch im Rahmen der Europäischen Union den notwendigen politischen, wirtschaftli-
chen und diplomatischen Druck – bis hin zur Überprüfung des laufenden EU-Beitrittspro-
zesses sowie möglicher Wirtschaftssanktionen – zu erhöhen, um zu erreichen,

 dass die Türkei wieder auf den Boden der Grundrechte und der Rechtstaatlichkeit 
zurückkehrt und die Einhaltung demokratischer Standards bei der Aufarbeitung des 
Putsches gewahrt werden;

 dass die Türkei die internationalen Konventionen zu den Menschenrechten einhält, 
wozu auch Gewerkschaftsrechte sowie Presse- und Medienfreiheit gehören;

 dass die Massenverhaftungen rückgängig gemacht werden, alle politischen Gefange-
nen freigelassen werden und die Verfolgung von Oppositionellen,  JournalistInnen 
und Minderheiten umgehend eingestellt wird;

 dass die politische Betätigung der Opposition ebenso wie die völlige Meinungsfrei-
heit wiederhergestellt wird, wozu auch das Zurücknehmen der Liquidierung von Zei-
tungen und Rundfunkstationen gehört;

 wozu auch die Unterlassung von Einschränkungen bei der Ausübung gewerkschaftli-
cher Betätigung bis hin zu Streikmaßnahmen gehört.

Angenommen Zuweisung Ablehnung Einstimmig Mehrstimmig 


